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A.	DIE RECHTE


�
�
1.	Begriffe und ihre Abgrenzung�
�
�
�
�
�
In diesem Ideenheft geht es um die Rechte des Einzelnen. Dieser Begriff bedarf einiger Erläuterungen, damit das Thema besser abgegrenzt werden kann.�
�
�
�
�
�
Der Einzelne verfügt in der Rechtsordnung über viele verschiedene Rechte, die nicht alle gleich wichtig sind. Im Rahmen der Verfassungsrevision muss sich die Diskussion auf die wichtigsten Rechte beschränken. Es ist darauf hinzuweisen, dass die politischen Rechte in einem eigenen Ideenheft behandelt werden.�
�
�
�
�
�
Dieses Ideenheft beschränkt sich auf die Rechte des Einzelnen, was bedeutet, dass die Grundsätze der Gesetzmäs�sigkeit, des öffentlichen Interesses und der Verhältnis�mässigkeit hier nicht erläutert werden. Diese Grundsätze wurden vom Bundesgericht wegen ihrer grundlegenden Bedeutung für einen Rechtsstaat wie den unseren auf die Stufe von Verfassungsgrundsätzen erhoben, können aber grundsätzlich nur im Zusammenhang mit einer Rechtsverletzung vor ihm angerufen werden.�
Die hier behandelten Rechte beziehen sich im Wesent�lichen auf die Privatpersonen und die Ansprüche, die diese gegenüber dem Staat geltend machen können.�
�
�
�
�
Im Folgenden werden die beiden grossen Kategorien der Grundrechte und der Sozialrechte erläutert. Diese beiden Arten von Rechten müssen definiert werden, wobei zu beachten ist, dass die Grundrechte älter sind als die Sozialrechte.�
Es gilt zu unterscheiden zwischen:�
�
�
�
�
Ein Grundrecht ist ein subjektiver Rechtsanspruch, den eine Person vor einem Gericht anrufen kann, um ein bestimmtes Verhalten des Staates durchzusetzen, und der ein wesentliches Merkmal des Menschen zum Gegenstand hat (Leben, Integrität, Würde, Bewegung, Wort, Gedanken usw.).�
den Grundrechten�
�
�
�
�
Es geht hier also um das, was das Wesen des Menschseins selbst ausmacht, so dass man auch von "Menschen�rechten" spricht. Diese Definition, die auf einem materiellen Kriterium beruht, erlaubt es, das Bestehen ungeschriebener Grundrechte zu anerkennen und gleichzeitig auch geschriebene Rechte, die in einem der Verfassung untergeordneten Erlass aufgeführt sind, als Grundrechte zu bezeichnen.�
(oder Menschenrechten)�
�
�
�
�
Die Grundrechte werden seit dem Ende des 18. Jahrhunderts in den Verfassungen festgeschrieben, ausgelöst durch die französische Revolution und die Unabhängigkeitserklä�rung der amerikanischen Kolonien. Die Schweiz macht hier keine Ausnahme, und die Verfassung der Helvetik aus dem Jahre 1798, welche die Gewissensfreiheit, die Presse�freiheit und die Eigentumsgarantie umfasst, gibt einen Vorge�schmack der grossen liberalen Bewegung des 19. Jahrhunderts. Die frei�burgische Verfassung von 1831 bringt diese sehr gut zum Ausdruck. Sie sieht zum ersten Mal zahl�reiche Grundrechte vor und garantiert die Rechtsgleichheit. Die Bundesverfassung von 1848 und auch diejenige von 1874 enthalten ebenfalls mehrere Grundrechte.





Nach dem traditionellen (oder defensiven) Grundrechts�verständnis haben die Grundrechte die Aufgabe, die Bürgerinnen und Bürger vor übermässigen Eingriffen des Staates in ihre Privatsphäre zu schützen. Sie verpflichten den Staat also zur Zurückhaltung, indem sie den Bürgerinnen und Bürgern einen geschützten Freiraum gewährleisten, umfassen aber keinen Anspruch auf positive Leistungen des Staates. Zudem handelt es sich um eine Beziehung zwischen dem Einzelnen und dem Staat. In den Beziehungen zwischen Privatpersonen spielen die Grundrechte keine Rolle.





Das defensive Grundrechtsverständnis ist heute überholt. Es hat sich gezeigt, dass die Grundrechte nicht nur vom Staat, sondern auch von Privatpersonen bedroht werden können. Diese müssen deshalb die Grundrechte ebenfalls beachten, wenn ihre Tätigkeit die Freiheit und Entfaltung ihrer Mitmenschen beeinträchtigt. Hier wird also bis zu einem gewissen Grad die sogenannte "Horizontalwirkung" der Grundrechte anerkannt. Zudem ist man heute der Auffassung, dass die Grundrechte dem Staat nicht nur eine Pflicht zur Zurückhaltung auferlegen, sondern ihn auch verpflichten, tätig zu werden. Die öffentliche Hand muss also für die tatsächliche Verwirklichung der Grundrechte in der gesamten Gesellschaft sorgen. Sämtliche Behörden des Staates sind aufgerufen, bei ihrer Tätigkeit die Grundrechte zu verwirklichen, die jetzt als Grundlagen – konstitutive Elemente Ð der Rechts�ordnung verstanden werden. Dies nennt man das konstitutive Grundrechtsverständnis.�
�
�
�
�
�
Ein Sozialrecht ist ein subjektiver Rechtsanspruch, den eine Person vor Gericht anrufen kann, um eine positive Leistung des Staates durchzusetzen.�
und den Sozialrechten.�
�
�
�
�
Der Begriff der Sozialrechte stellt einen besonderen Aspekt des konstitutiven Grundrechtsverständnisses dar. Im 19. Jahrhundert sprach man noch nicht von Sozial�rechten, da man vom Staat lediglich verlangte, dass er den Freiraum des Einzelnen nicht verletzte. Im 20. Jahrhundert zeigte es sich allmählich, dass sich der Staat nicht darauf beschränken kann, nicht zu handeln: Um zum Wohlstand der Bürgerinnen und Bürger und zu ihrer Entfaltung in der Gesellschaft beizutragen, begann der Staat, aktiv Massnahmen zu ergreifen, insbesondere zugunsten der am meisten verletzlichen Mitglieder der Gesellschaft. Diese An�strengungen äussern sich in verschiedenen Massnahmen im Hinblick auf einen besseren Zugang zu medizinischer Betreuung, Bildung, Arbeit, Unterkunft, sozialer Sicherheit usw. In Bezug auf die rechtliche Form dieser Massnahmen gibt es zwei mögliche Lösungen: die Sozialrechte und die Sozialziele. Im Gegensatz zu den Sozialrechten, die sich an das Individuum richten und vor Gericht angerufen werden können, wenden sich die Sozialziele in erster Linie an den Gesetzgeber, der sie in Gesetzen konkretisieren muss. Um die in den Sozialzielen umschriebenen Programme zu verwirklichen, verfügt der Gesetzgeber über einen erhebli�chen Ermessensspielraum, wenn es darum geht, den Zeit�punkt, die Prioritäten und die Mittel festzulegen.�
�
�
�
�
�
�
�
2.	Die gegenwärtige Situation im freiburgischen Recht�
�
�
�
2.1	die durch die geltende verfassung garantierten grundrechte�
�
�
�
�
�
Wie die meisten Kantonsverfassungen aus derselben Zeit gewährleistet auch die freiburgische Verfassung von 1857, die im liberalen Umfeld des 19. Jahrhunderts und im Zuge der 1830 eingeleiteten Regeneration entstand, zahlreiche Grund�rechte:


die Gewissens-, Glaubens- und Kultusfreiheit (Art. 2)


die persönliche Freiheit (Art. 3)


die Garantien im Falle eines Freiheitsentzugs (Art. 3, 6)


den Schutz der Privatsphäre (zumindest durch die Unverletzlichkeit des Haus�rechts (Art.Ê4)


die allgemeinen Verfahrensgarantien (Art. 5 und 7)


das Recht auf Leben (zumindest durch das Verbot der Todesstrafe (Art. 8)


die Rechtsgleichheit (Art. 9)


die Pressefreiheit (Art. 10)


die Vereinsfreiheit (Art. 10)


das Petitionsrecht (Art. 10)


die Niederlassungsfreiheit (Art. 11)


die Wirtschaftsfreiheit (Art. 11)


die Eigentumsgarantie (Art. 12, 13 und 14)


die Unterrichtsfreiheit und die Freiheit der wissenschaftlichen Forschung (zu�mindest durch die Unterrichtsfreiheit (Art. 18)�


















Die geltende Verfassung enthält bereits mehrere Grund�rechte.�
�
�
�
�
Die Gewährleistung dieser Rechte erscheint trotz der etwas altmodischen Formulierung erstaunlich modern. Alle diese Rechte sind auch am Ende unseres Jahrtausends noch aktuell. Wenn man genauer hinsieht, stellt man jedoch fest, dass der Schutz, den sie 1857 boten und der den damaligen Bedürfnissen sicher entsprach, heute nicht mehr ausreicht. Die folgenden Beispiele sollen das "Aus�einanderklaffen" zwischen dem 1857 gewährten Schutz und dem heutigen Schutzbedürfnis verdeutlichen:


-	Artikel 2 (Fassung von 1857, inzwischen revidiert) garantierte nicht die Gewissens- und Glaubensfreiheit sämtlicher Religionen, sondern lediglich die freie Ausübung der katholischen und evangelisch-reformierten Religion.


-	Artikel 4 verbietet nur die Verletzung des Hausrechts, erwähnt aber keine weiteren Mittel zum Schutze der Privatsphäre (z.B. das Fernmeldegeheimnis oder den Schutz vor Datenmissbrauch).


-	Artikel 6 untersagt die Anwendung von Gewalt, um Geständnisse zu erzwingen, sagt aber nichts über das Recht der beschuldigten Person, über die Gründe des Freiheitsentzugs informiert zu werden.


-	Artikel 8 verbietet die Todesstrafe, aber nur für politische Vergehen.


-	Artikel 9 sieht zwar die Rechtsgleichheit vor, doch waren die Frauen wie auch die Zahlungs�unfähigen, die Armengenössigen und die Personen, denen der Besuch von Wirtshäusern untersagt war, 1857 nicht stimmberechtigt.


-	Artikel 11 garantiert die Wirtschaftsfreiheit, jedoch nur aus dem Blickwinkel der Handels- und Gewerbefreiheit.�
Diese Grundrechte entspre�chen den Anforderungen von heute nicht mehr.�
�
�
�
�
Diese Beispiele zeigen, dass die in der Verfassung von 1857 aufgeführten Rechte den seither gestiegenen Anforderungen im Bereich des Grundrechtsschutzes nicht mehr entsprechen. Die Lektüre der Verfassung ist aber trotzdem aufschlussreich, da sie zeigt, welches die damaligen Gefahren für die Grundrechte waren. Der Zweck einer modernen Verfassung besteht nun darin, den neuen Gefahren für die Demokratie und die Menschenrechte zu begegnen. Die neue Verfassung muss also die Instrumente vorsehen, um zukünftigen Bedrohungen vorbeugen zu können.�
�
�
�
�
�
�
�
�
2.2	warum ist die formulierung der bestehenden rechte veraltet?�
�
�
�
�
a)	Geschichtlicher Rückblick�
�
�
�
�
Die Bedeutung der Garantie der Grundrechte durch die Kantonsverfassungen hat sich seit dem 19. Jahrhundert stark gewandelt. Um diese Entwicklung zu verstehen, ist ein kurzer Rückblick in die Geschichte erforderlich.�
Warum?�
�



�
�
�
Bis zur Gründung des Bundesstaates im Jahre 1848 waren die Grundrechte nur durch die Kantonsverfassungen gewährleistet. In Freiburg übernimmt die 1831 erlassene Verfassung der Regeneration diese Aufgabe und hält insbesondere die Rechtsgleichheit, das Petitionsrecht und das Folterverbot fest.





Mit der ersten Bundesverfassung von 1848 werden einige Grundrechte, deren Schutz durch die Kantonsverfassungen für ungenügend erachtet wird (Pressefreiheit, Vereinsfreiheit, Niederlassungsfreiheit, Petitionsrecht, Kultusfreiheit für die christlichen Religionen), auf dem ganzen Gebiet der Eid�genossenschaft anwendbar. Die Totalrevision der Bundes�verfassung im Jahre 1874 führt zwei weitere Grundrechte ein Ð die Glaubens- und Gewissens�freiheit und die Handels- und Gewerbefreiheit Ð und erweitert die Niederlassungs�frei�heit. Gleichzeitig werden auch die Befugnisse des Bundes�gerichts in Bezug auf die Beurteilung von Beschwerden Pri�vater gegen Grundrechtsverletzungen durch die Kantons�behörden erweitert.





Von 1874 bis etwa 1950 legte das Bundesgericht die in der Bundesverfassung verankerten Grundrechte relativ restriktiv aus. Seit dem Ende der 50er Jahre hat es jedoch in einer schöpferischen Praxis wiederholt das Bestehen ungeschriebener, d.h. in der Bundesverfassung von 1874 nicht ausdrücklich genannter, Grundrechte anerkannt: Eigentumsgarantie, Meinungsfreiheit, persönliche Freiheit, Versamm�lungsfreiheit, Sprachenfreiheit, Recht auf Existenzminimum. In der neuen Bundesverfassung, die am 18. April 1999 vom Volk gutgeheissen wurde, sind nun alle vom Bundesgericht anerkannten ungeschriebenen Grundrechte sowie einige neue Grundrechte, z.B. das Streikrecht, die Kunstfreiheit oder die Wissen�schaftsfreiheit, aufgeführt.





Ab der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts wurde die Weiterbildung der Grundrechte in der Schweiz zudem durch einen neuen Faktor beeinflusst: die Entwicklung des internationalen Rechts, vor allem die Europäische Menschenrechts�konvention (EMRK). Diese Konvention, welche die Schweiz 1974 ratifizierte, sieht einen Katalog von Grundrechten vor, die Private vor den schweizerischen Gerichten und dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte in Strassburg geltend machen können. Die vom Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte und dem Bundesgericht in Anwendung der EMRK erlassene Rechtsprechung hat entscheidend zur Weiterbildung der Menschenrechte beigetragen, dies insbesondere im Bereich der Verfahrensgarantien, des Schutzes der Privatsphäre und der Meinungsäusserungs�freiheit. Neben der EMRK tragen andere inter�nationale Konventionen, die haupt�sächlich unter der Ägide der Vereinten Nationen abgeschlossen wurden, zur Festi�gung der Menschenrechte in unserem Land bei.�
Ein geschichtlicher Rückblick drängt sich auf.�
�
�
�
�
Dieser Rückblick zeigt, dass die Verankerung von Grundrechten in den Kantonsverfassungen heute nicht mehr dieselbe Bedeutung hat wie in der Mitte des letzten Jahrhunderts. 1857 überschnitten sich nur wenige der Grundrechte der freiburgischen Verfassung mit den in der Bundesverfassung von 1848 gewährleisteten Rechten. Die Revisionen der Bundesverfassung sowie die Entwicklung der bundesgerichtlichen Rechtsprechung und des internationalen Rechts führten in der Folge dazu, dass dem Grundrechtskatalog der freiburgischen Verfassung von 1857 praktisch keine Bedeutung mehr zukommt. Alles in allem sind die Freiburgerinnen und Freiburger in ihren Grundrechten heute durch das Bundesrecht und das internationale Recht besser geschützt als durch ihre eigene Verfassung.�
�
�
�
�
�
Es ist also aus rechtlicher Sicht nicht mehr unerlässlich, die Grundrechte der Bürgerinnen und Bürger in der neuen Freiburger Verfassung zu verankern. Aus mindestens drei Gründen ist dies aber trotzdem wünschenswert: Erstens kann das kantonale Recht in gewissen Punkten einen besseren Schutz bieten als das Bundesrecht und das internationale Recht. Zweitens erfüllt ein kantonaler Grundrechtskatalog eine wichtige Informations- und Erziehungsfunktion für die Bevölkerung. Drittens kann ein kantonaler Grundrechtskatalog dazu führen, dass der Staat und die Gemeinden sich vermehrt bewusst werden, dass sie die Grundrechte in der gesamten Gesellschaft verwirklichen müssen.�
�
�
�
�
�
�
�
�
b)	Notwendigkeit einer Anpassung?�
�
�
�
�
�
Der Grundrechtskatalog der Freiburger Verfassung von 1857 ist Ausdruck eines für das 19. Jahrhundert und die damaligen liberalen Ideen typischen defensiven Grund�rechtsverständnisses. Die Grundrechte zielen praktisch alle auf die Abwehr staatlicher Eingriffe ab, um den Bürgerinnen und Bürgern einen geschützten Bereich zu gewährleisten. Es sind also keine Anzeichen für eine Entwicklung hin zum sogenannten konstitutiven Grundrechtsverständ�nis zu finden. Die neue Verfassung des Kantons Frei�burg muss daher dieses rein defensive Verständnis überwinden und festhalten, dass der Staat sich in der gesamten Gesellschaft für die tatsächliche Verwirk�lichung der Grundrechte einsetzen muss.�
�
�
�
�
�
Wie weiter oben aufgezeigt, ist der Grundrechtskatalog der Verfassung von 1857 alles andere als vollständig. Man sollte die Gelegenheit der Totalrevision nutzen und sämtliche von der Rechtsprechung, den verschiedenen Bundesverfassungen der Vergangenheit und den internationalen Konventionen anerkannten neuen Rechte in die zukünftige Verfassung aufnehmen. Auf diese Weise wird die freiburgische Verfassung alle Grundrechte umfassen, welche die Bevölkerung unseres Kantons anrufen kann. Es gilt allerdings zu beachten, dass auch ein neuer, vollständigerer Katalog keine erschöpfende Aufzählung enthalten würde, da das Gericht je nachdem, welche Rechtsgüter als bedroht erscheinen, auch weiterhin neue ungeschriebene Grundrechte anerkennen kann. Die neue Verfassung würde also die Rechte nicht beim jetzigen Stand einfrieren, sondern im Gegenteil zu ihrer Weiter�bildung beitragen.�
Das traditionelle Grundrechtsverständnis der geltenden Ver�fassung ist überholt, und der Grundrechtsschutz ist ungenügend.








Es ist sinnvoll, Grundrechte in die neue Verfassung aufzunehmen und sie anzupassen, auch wenn sie bereits durch das Bundesrecht garantiert werden.








Die freiburgische Verfassung könnte jedoch einen weitergehenden Schutz gewährleisten.�
�
�
�
�
Wie auch die Verfassung von 1857 in Bezug auf die Grundrechte über den durch die Bundesverfassung von 1848 garantierten Mindeststandard hinausging, kann das neue Grundgesetz des Kantons Freiburg punktuell ebenfalls einen weitergehenden Schutz als die Bundes�verfassung von 1999 und die von der Schweiz ratifizierten internationalen Abkommen vorsehen. Zu diesem Zweck müssen einige zusätzliche Rechte in den neuen Grund�rechtskatalog aufgenommen werden (vgl. Ziff. 3.2).�
�
�
�
�
�



Im Gegensatz zu ihrer Vorgängerin von 1857, die diesbezüglich lediglich einige rudimentäre Vorschriften enthält, sollte die neue Verfassung eine allgemeine Bestimmung aufweisen, welche die Bedingungen für die Einschränkung der Grundrechte regelt. Daher die Frage:


�
�
�
Sollen diese Grundrechte auch in der neuen freiburgischen Verfassung verankert werden?�
1. Frage�
�
�
�
�
�
�
�
2.3	die durch die geltende verfassung garantierten sozialrechte�
�
�
�
�
�
Auch in dieser Beziehung unterscheidet sich die Verfassung kaum von den übrigen Grundgesetzen derselben Zeit. Da sie aus der Mitte des letzten Jahrhunderts stammt, ist es nicht erstaunlich, dass sie praktisch keinen Hinweis auf Sozialrechte enthält. Es ist höchstens ein Sozialrecht auszumachen:�
Die geltende Verfassung enthält keine Sozialrechte ausser�
�
�
�
�
das Recht auf unentgeltlichen Primarschulunterricht.�
dem Recht auf unentgeltlichen Primarschulunterricht.�
�
�
�
�
Die Frage des Unterrichts war im letzten Jahrhundert von zentraler Bedeutung. In unserem Kanton war das Unterrichtswesen lange Zeit in den Händen der Ordensgemein�schaften, vor allem der Jesuiten. Die nach dem Sonderbundskrieg er�lassene, freisinnig geprägte Verfassung von 1848 verbannt Jesuiten und andere Ordensgemeinschaften aus dem Kanton. Der Religionsunterricht wird von den übrigen Unterrichtsfächern getrennt, die für unentgeltlich und obligatorisch erklärt werden. Nachdem die Liberal-Konservativen wieder die Macht übernahmen, wird in der Verfassung von 1857 ein Kompromiss für die Unterrichtsfrage gefunden: Der Staat hat die Oberaufsicht über die öffentliche Erziehung und den öffentlichen Unterricht, doch müssen diese "in religiösem und vaterländischem Sinne organisiert und geleitet werden", und der "Geist�lichkeit wird ein mitwirkender Einfluss darauf eingeräumt". Des Weiteren gibt die Verfassung von 1857 das Recht zu unterrichten frei und fördert die Rückkehr der 1848 vertriebenen Ordensgemeinschaften. Die Unent�geltlichkeit des Primarschulunterrichts wird in dieser unruhigen Zeit be�schlossen, wobei die Grossräte es ablehnten, auch den Sekundarschulunterricht für kostenlos zu erklären. Daher die Frage:


�
�
�
Soll dieses Sozialrecht auch in der neuen freiburgischen Verfassung verankert werden?�
2. Frage�
�
�
�
�
�
�
�
2.4	die mängel der geltenden verfassung im bereich der sozialrechte�
�
�
�
�
�
a)	Warum�
�
�
�
�
�
Wie bereits weiter oben erwähnt (vgl. Ziff. 1), entstanden die Sozialrechte nach den klassischen Grundrechten. Sie stellen einen besonderen Aspekt des konstitutiven Grundrechtsverständnisses dar, das vom Staat nicht nur verlangt, dass er die Ausübung der Grundrechte nicht behindert, sondern auch, dass er verschiedene Massnahmen ergreift, um ihre tatsächliche Verwirklichung zu fördern. Im Gegensatz zu den klassischen Rechten verpflichten die Sozialrechte die öffentlichen Behörden nämlich zu positiven Leistungen, und zwar sogar zu relativ komplexen Leistungen, welche die Festlegung von Prioritäten, einen Zeitplan, die Mittel�beschaffung und Beiträge bedingen.





Heute wird kaum bestritten, dass der Staat sich für die am meisten benachteiligten Bürgerinnen und Bürger einsetzen muss. Die Integration dieser Menschen in die Gesellschaft ist eine der ständigen Herausforderungen eines Staates, der sich soli�darisch will. Über die Art und Weise, wie diese Solidarität erreicht werden soll, und über die notwendigen Mittel gehen die Meinungen allerdings auseinander.





Auf Verfassungsebene wird gewöhnlich zwischen zwei Begriffen unterschieden, welche die sozialen Leistungen des Staates zugunsten der Bedürftigen konkreti�sieren: den Sozialrechten und den Sozialzielen. Die Sozialrechte richten sich direkt an die einzelnen Bürgerinnen und Bürger, welche ihre Beachtung gerichtlich durchsetzen können, während sich die Sozialziele in erster Linie an den Gesetzgeber wenden, der sie bei der Ausarbeitung von Gesetzen berücksichtigen muss.





In der Praxis ist die Unterscheidung allerdings nicht immer so klar, da verschiedene Verfassungen von "Sozialrechten" sprechen, obwohl sie eigentlich "Sozialziele" meinen. Es ist von Fall zu Fall zu prüfen, ob der Inhalt dieser "Rechte" einem politischen Programm entspricht oder ob es sich tatsächlich um einen genügend genau umschriebenen Anspruch handelt, auf den ein Gericht Bezug nehmen und den es durchsetzen kann.�
Die Lücken der geltenden Verfassung sind durch die Geschichte bedingt.



































Heute ist unbestritten, dass die Sozialrechte erweitert werden müssen, auch wenn man hinsichtlich der Bedeutung einzelner Rechte geteilter Meinung sein kann.�
�
�
�
�
Die Bevölkerung darf erwarten, dass ein Gesetzestext eingehalten wird, dies um so mehr, wenn es sich um die Verfassung handelt. Ein so grundlegender Text wie die Verfassung darf deshalb nicht mehr versprechen, als er halten kann, sonst verliert er an Glaubwürdigkeit. Wenn eine Verfassung toter Buchstabe bleibt, nützt sie weder der Bevölkerung noch den Behörden. Konkret bedeutet dies beispielsweise, dass kein Recht auf Arbeit je einen Arbeitsplatz geschaffen hat, ohne dass die entsprechenden Gesetze erlassen und Kredite bewilligt wurden. Mit dem Recht auf Wohnung allein wurde noch kein Haus gebaut. Das Recht auf soziale Sicherheit führt noch nicht zur Ausrichtung einer Rente. Ohne Gesetze ist das Gericht oftmals überfordert: Die politischen Massnahmen, die es braucht, um mehr Arbeitsplätze oder Wohnungen zu schaffen oder ein Versicherungssystem einzuführen, sind zu kompliziert und zu kostspielig, als dass sie im Rahmen der Recht�sprechung entwickelt werden könnten. Dies bedeutet jedoch nicht, dass das Gericht nichts zu sagen hat, denn es kann beispielsweise den Gesetzgeber im Namen der Verfassung verpflichten, ein Gesetz in bestimmten Punkten zu ändern, wenn es einen konkreten Fall beurteilt.�
Es gilt zu vermeiden, dass die neue Verfassung falsche Hoff�nungen weckt oder mehr verspricht, als sie halten kann.�
�
�
�
�
Wegen des Verfassungsgrundsatzes der Gewaltenteilung darf das Gericht aber nicht selbst an die Stelle des Gesetzgebers treten und ein vollständiges System des sozialen Schutzes entwickeln. Die Ausarbeitung der Gesetze hat den Vorteil, dass sie unter der demokratischen Kontrolle des Parlaments und gegebenenfalls des Volks erfolgt, was bei Gerichtsurteilen nicht der Fall ist.�
�
�
�
�
�
�
�
�
b)	Notwendigkeit einer Anpassung�
�
�
�
�
�
Aus den vorstehenden Erläuterungen wird deutlich, dass die Verfassung von 1857 der sozialen Dimension, die den Kanton Freiburg heute prägt, offensichtlich zu wenig Rechnung trägt. Die sozialen Leistungen der öffentlichen Hand beschränken sich längst nicht mehr auf die Gewährleistung des unentgeltlichen Primarschulunterrichts: Der Staat und die Gemeinden ergreifen seit Jahren, wenn nicht Jahrzehnten Massnahmen im Bereich der Sozialhilfe, des Wohnungsbaus, des beruflichen Wiedereinstiegs und tragen dazu bei, dass unser System des sozialen Schutzes funktioniert. Die neue Verfassung muss diese Entwicklung berücksichtigen und dafür sorgen, dass sie der Realität besser entspricht. Dazu muss sie auch die Rolle der Privatinitiative und der individuellen Verantwortung (vgl. B Ziff. 2.2 und 3.2) präzisieren. Sie kann auch die Instrumente verankern, die es den Behörden ermöglichen, die Solidarität im nächsten Jahrtausend zu ver�wirk�lichen und die neuen Formen der Ungleichheit in unserer Gesellschaft zu beseitigen.�
Die neue Verfassung muss der Entwicklung unbedingt Rechnung tragen, sich der Realität von heute anpassen und die zukünftigen Anforderungen berücksichtigen.�
�
�
�
�
Ob die neue Verfassung eher Sozialrechte anstatt Sozialziele enthalten soll, ist vor allem eine politische oder symbolische Frage. Es geht in erster Linie darum, die Richtung für die Konsolidierung der sozialen Errungenschaften in unserem Kanton und vor allem den politischen Willen dazu aufzuzeigen. Der Verfassungsgeber muss sich bewusst sein, dass die Aufnahme von eigentlichen Sozialrechten in die Verfassung bei der Bevölkerung mehr Erwartungen weckt, die kaum unmittelbar erfüllt werden können.�
�
�
�
�
�
3.	Mögliche Neuerungen�
�
�
�
3.1	aufnahme von neuen grundrechten, die bereits durch übergeordnetes recht gewährleistet werden�
�
�
�
�
�
Wie bereits weiter oben erwähnt (vgl. A Ziff. 2.2), garantieren das internationale Recht und die neue Bundesverfassung vom 18. April 1999 bereits zahlreiche Rechte, die in der freiburgischen Verfassung von 1857 nicht zu finden sind. Ihre Aufnahme in die neue Verfassung würde daher keinen zusätzlichen Schutz bringen, hätte aber den Vorteil, dass die Bürgerinnen und Bürger einen besseren Überblick über die ihnen zustehenden Rechte hätten. Es handelt sich um folgende Grundrechte:





die Menschenwürde


den Schutz vor Willkür und die Wahrung von Treu und Glauben


das Recht auf Ehe und Familie


die Meinungs- und Informationsfreiheit


die Versammlungsfreiheit


die Kunstfreiheit


die Sprachenfreiheit


die Koalitionsfreiheit (einschliesslich des Streikrechts)


�
Das internationale Recht und das Bundesrecht garantieren bereits


























mehrere neue Grundrechte.�
�
Daher die Frage:�
�
�
�
�
�
Sollen diese Rechte in der neuen freiburgischen Verfassung verankert werden?�
3. Frage�
�



�
�
�
3.2	aufnahme von neuen grundrechten, die nicht durch übergeordnetes recht gewährleistet werden�
�
�
�
�
�
Obwohl das internationale Recht und das Bundesrecht den Schutz des Einzelnen mit der Verankerung neuer Grundrechte erheblich erweitert haben, bestehen trotz�dem noch einige Lücken. Hier können die Kantone aktiv werden und wenn nötig neue Grundrechte einführen oder den Geltungsbereich bereits bestehender Grundrechte ausdehnen.�
Obwohl einige neue Grundrechte bereits durch das internationale Recht oder das Bundesrecht garantiert werden, könnte die neue Verfassung trotzdem Neuerungen einführen und weitergehen.�
�
�
�
�
Man darf die schöpferische Kraft der Kantone in diesem Bereich nicht unterschätzen. Die Geschichte zeigt nämlich, dass viele Grundrechte zuerst in mehreren Kantons�verfassungen verankert wurden, bevor sie vom Bundesgericht anerkannt oder in die neue Bundesverfassung aufgenommen wurden.�
�
�
�
�
�
Es kommen verschiedene Rechte in Frage. Gestützt auf die Lösungen anderer Kantonsverfassungen und die Entwicklung des Grundrechtsverständnisses sind mindestens sechs Bereiche denkbar, in denen die künftige Verfassung des Kantons Freiburg einen neuen Schutz gewährleisten könnte:�
�
�
�
�
�
�
�
�
a) Das Recht auf Einsicht in amtliche Akten�
�
�
�
�
�
Zurzeit haben die Bürgerinnen und Bürger grundsätzlich nicht das Recht, in amtliche Akten, d.h. Schriftstücke der Verwaltung wie Berichte, Studien, Gutachten, Stellung�nahmen der verschiedenen Dienststellen usw., Einsicht zu nehmen. Die Einsicht ist nur möglich, wenn ein Gesetz oder ein Entscheid dies erlaubt, was die Ausnahme darstellt. Grundsätzlich gilt das Prinzip der Geheimhaltung.�
�
�
�
�
�
Mit der Einführung eines eigentlichen Rechts auf Einsicht in amtliche Akten würde dieses Prinzip umgestossen: Ausnahmslos jedermann könnte die gewünschten Dokumente von der Verwaltung verlangen. Man müsste jedoch Ausnahmen vorsehen, dies vor allem um wichtige private Interessen (z.B. ein Betriebsgeheimnis) oder öffentliche Interessen (z.B. die ungestörte Vorbereitung eines Gesetzes�entwurfs) zu schützen.�
Mit einem leichteren Zugang zu den Akten des Staates würde dessen Tätigkeit transparenter!�
�
�
�
�
Verschiedene Länder wie die USA oder Frankreich, aber auch einige Kantone, so z.B. Aargau, Basel-Landschaft und Bern, kennen das Öffentlichkeitsprinzip für die Akten der Verwaltung bereits.�
�
�
�
�
�
Mit dem Recht auf Einsicht in amtliche Akten soll die Transparenz verbessert und dadurch das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die Behörden gestärkt werden. Der Zugang zur Information wird immer mehr als unabdingbares Element der Demokratie wahrgenommen. Gemäss den Erfahrungen der Kantone, die das Öffentlichkeitsprinzip bereits kennen, führt dieses nicht zu einer nennenswerten Mehrbelastung für die Behörden. Es ist überdies möglich, bei den Personen, die Einsicht in die Akten der Verwaltung verlangen, eine Gebühr zu erheben.�
�
�
�
�
�
Schliesslich gilt zu beachten, dass die Einführung eines Rechts auf Einsicht in amtliche Akten den Staat nicht davon befreit, eine Informationskampagne zu lancieren, wenn dies nötig ist. Die neue Verfassung könnte ausserdem ausdrücklich festhalten, dass die Behörden verpflichtet sind, die Bevölkerung angemessen über ihre Tätigkeit zu informieren. Daher die Frage:�
�
�
�
�
�
Soll das Recht auf Einsicht in amtliche Akten in der neuen freiburgischen Verfassung verankert werden?�
4. Frage�
�



�
�
�
b) Die Kundgebungsfreiheit�
�
�
�
�
�
Die Kundgebungsfreiheit ist zum Teil bereits durch die Meinungsäusserungsfreiheit und die Versammlungsfreiheit abgedeckt. Bei öffentlichen Kundgebungen, d.h. Veranstaltungen, die auf öffentlichem Grund stattfinden und sich an die Passantinnen und Passanten richten, weist der durch das Bundesrecht gewährte Schutz jedoch Lücken auf: Die Organisatorinnen und Organisatoren müssen bei der Gemeinde grundsätzlich eine Bewilligung einholen, um den öffentlichen Grund benutzen zu können. Diese wird in der Regel erteilt, wenn die Kundgebung die öffentliche Ordnung nicht gefährdet.�












Sollen die Bedingungen für Kundgebungen auf öffentlichem Grund vereinfacht werden?�
�
�
�
�
Die Aufnahme der Kundgebungsfreiheit in die neue Verfassung würde den Demonstrierenden ein eigentliches Recht auf den gesteigerten Gebrauch des öffentlichen Grundes gewähren. Für die Ausübung dieses Rechts müsste daher grundsätzlich keine Bewilligung eingeholt werden. Aus praktischen und organisatorischen Gründen ist es allerdings denkbar, dass die Kundgebung bei den Behörden angemeldet werden muss, und sei es nur, damit die Polizei den Verkehr am betreffenden Ort regeln kann. Natürlich würde die Kundgebungsfreiheit die Behörden aber nicht daran hindern, eine Veranstaltung gestützt auf die polizeiliche Generalklausel zu verbieten, wenn sie eine unmittelbare und schwere Gefährdung für die öffentliche Ordnung darstellt. Daher die Frage:�
�
�
�
�
�
Soll die Kundgebungsfreiheit in der neuen freiburgischen Verfassung verankert werden?�
5. Frage�
�



�
�
�
c)	Das Recht, eine andere Form des Zusammenlebens zu wählen als die Ehe�
�
�
�
�
�
Die Bundesverfassung unterstellt die Ehe als Institut dem Schutz des Bundes. Dieser Schutz bedingt positive Massnahmen, was bedeutet, dass sich die Bundes�behörden gegenüber der Ehe und den Familien nicht einfach nur neutral verhalten dürfen. Das Konkubinat als vorübergehende oder dauernde Alternative zur Ehe untersteht hingegen nicht dem positiven Schutz des Bundes. Der Bund ist nicht verpflichtet, das Konkubinat oder andere Formen des Zusammenlebens zu fördern, doch darf er sie wegen des Diskriminierungsverbots auch nicht ver�hindern.�





















Ist es zulässig, unter bestimm�ten Bedingungen andere Formen des Zusammenlebens zu anerkennen als die Ehe?�
�
�
�
�
Die Kantone haben nicht dieselbe Pflicht, positive Massnahmen zugunsten der Ehe zu treffen, so dass sie sehr gut auch andere Formen des Zusammenlebens, so das Konkubinat, fördern können, wie es z.B. die Kantone Bern und Appenzell Ausserrhoden getan haben. In der Regel sind damit dauerhafte Lebensgemeinschaften gemeint, die sich jedoch nicht auf zwei Partner verschiedenen Geschlechts beschränken müssen. Eine Kantonsverfassung kann es also nicht nur verbieten, Personen aufgrund der von ihnen gewählten Form des Zusammenlebens zu diskriminieren, sondern sie kann auch ein eigentliches Recht auf eine andere Form des Zusammenlebens vorsehen, das dem Alleinleben vorzuziehen sind. Es gilt allerdings zu beachten, dass das Zivilrecht in die Zuständigkeit des Bundes fällt, so dass beispielsweise ein homosexuelles Paar trotz des Rechts auf eine andere Form des Zusammenlebens als die Ehe keine Kinder adoptieren könnte und in Bezug auf das Erbrecht auch nicht einem verheirateten Paar gleichgestellt wäre. Daher die Frage:�
�
�
�
�
�
Soll das Recht, eine andere Form des Zusammenlebens zu wählen als die Ehe, in der neuen freiburgischen Verfassung ver�ankert werden?�
6. Frage�
�



�
�
�
d) Die Kulturfreiheit�
�
�
�
�
�
Kultur lässt sich schwer definieren. Das Wort hat in den letzten Jahren einen viel weiteren Sinn erhalten. Kultur im weitesten Sinne ist die Gesamtheit aller überlieferten ethischen, religiösen und gesellschaftlichen Identifikationsfaktoren, wobei sie gleichzeitig darüber hinausgeht. Man muss die Kultur daher als eine Richtschnur verstehen, die uns dabei hilft, uns in der Welt und im Leben zu orientieren, als ein Mittel, das den Menschen eine Existenz- und Handlungsberechtigung gibt.�
�
�
�
�
�
Das Recht auf Kultur wurde im Verfassungsrecht des Bundes nie als eigenständiges Recht geschützt. Mehrere Rechte schützen jedoch verschiedene Aspekte der Kultur: Meinungs- und Informationsfreiheit, Kunstfreiheit, Religionsfreiheit, Sprachenfreiheit, persönliche Freiheit oder Menschenwürde. Diese Rechte werden übrigens auch durch internationale Konventionen geschützt, welche die Schweiz ratifiziert hat.�
�
�
�
�
�
Ein verbrieftes Recht auf Kultur, das der Person, die es geltend macht, einen umfassenden Schutz gewährt, wäre eine Neuheit in unserem Rechtssystem. Es würde zweifellos ein starkes Zeichen der Öffnung unserer Gesellschaft gegenüber ihren verschiedenen Minderheiten setzen. Man muss sich jedoch bewusst sein, dass ein umfassendes Recht auf Kultur zahlreiche Bereiche abdecken und wahrscheinlich gewisse soziale Komponenten (positive Leistungen), vor allem im Bereich der Erziehung, bedingen würde. Hingegen könnten Verhaltensweisen, die gegen das Gesetz oder die schweizerische Rechtsordnung verstossen, wie z.B. die Polygamie oder die Beschneidung von Mädchen, auf keinen Fall mit dem Recht auf Kultur gerechtfertigt werden. Das Recht auf Kultur wäre wie alle übrigen Grundrechte kein absolutes Recht und könnte eingeschränkt werden. Daher die Frage:�
Haben die verschiedenen Min�derheiten in unserer Gesellschaft ein eigentliches Recht auf ihr Anderssein?�
�
�
�
�
Soll die Kulturfreiheit in der neuen freiburgischen Verfassung verankert werden?�
7. Frage�
�



�
�
�
e)	Das Recht auf Entschädigung im Falle eines durch den Staat rechtmässig verursachten schweren Schadens�
�
�
�
�
�
Die Haftung der Kantone wird grundsätzlich nur durch ihre eigene Gesetzgebung geregelt, so dass das Bundesrecht oder das internationale Recht kaum die Möglichkeit hat, allfällige Lücken in diesem Gebiet zu schliessen.�
�
�
�
�
�
In der Regel haftet das Gemeinwesen, d.h. meist der Staat oder die Gemeinden, nur dann für den von einem seiner Beamten verursachten Schaden, wenn eine Gesetzesbestimmung es vorsieht. Dies ist eine eher ungünstige Regelung für die Bürgerinnen und Bürger, die ausser in den im Gesetz vorgesehenen Fällen grundsätzlich keinen Anspruch auf Schadenersatz haben.�
�
�
�
�
�
Im freiburgischen Recht gibt es bereits einige Verfassungs- oder Gesetzesbestimmungen, die den Bürgerinnen und Bürgern im Falle eines durch den Staat verursachten Schadens einen Entschädigungsanspruch einräumen: Der durch ein Gesetz von 1986 konkretisierte Artikel 14bis der Verfassung von 1857 enthält den allgemeinen Grundsatz, wonach die öffentlichen Körperschaften für den von ihren Amtsträgern (absichtlich oder grobfahrlässig) verursachten Schaden haften, allerdings grundsätzlich nur im Falle einer unrechtmässigen Handlung. Artikel 12 Abs. 2 der Verfassung von 1857, der durch ein Gesetz von 1984 konkretisiert wurde, sieht zwar im Falle eines durch eine unrechtmässige Handlung verursachten Schadens einen Anspruch auf Entschädigung vor, jedoch nur bei einer Enteignung. Die Straf�prozessordnung von 1998 sieht ebenfalls eine Entschädigung für Schäden vor, die durch eine rechtmässige Handlung verursacht werden, doch gilt diese nur für Schäden, die durch eine ungerechtfertigte Inhaftierung oder Untersuchungshaft, einen Justizirrtum oder eine andere Strafprozesshandlung entstanden.�
Soll für jeden Schaden, den der Staat Privaten zufügt, eine Entschädigung geleistet werden können?�
�
�
�
�
Diese wenigen Beispiele zeigen, dass das freiburgische Recht keine allgemeine Garantie einer umfassenden Entschädigung kennt. Hier weist der Schutz der Bürgerinnen und Bürger vor der Staatsgewalt also eine Lücke auf. Zwei Kantonsverfassungen (Basel-Landschaft und Aargau) sehen eine solche Garantie dagegen ausdrücklich vor. Die neue Verfassung des Kantons Freiburg könnte also ebenfalls einen Entschädigungsanspruch für Private festschreiben, denen der Staat durch eine rechtmässige Handlung Schaden zugefügt hat. Es würde sich hierbei um eine allgemeine Garantie handeln, d.h. sie wäre nicht auf die Enteignung oder auf Straf�prozesshandlungen beschränkt oder an eine unerlaubte Handlung eines Beamten gebunden. Sie könnte gewissen Bedingungen unterstellt werden, z.B. dass es sich um einen schweren Schaden handeln muss oder dass höchstens eine bestimmte Zahl von Personen betroffen sein darf. Auf diese Weise könnte man vermeiden, dass Schadenersatz für Schäden geleistet werden muss, die durch die Verabschiedung von neuen Gesetzesbestimmungen oder die allgemeine Streichung von Beiträgen ent�stehen.�
�
�
�
�
�
Die Geschädigten könnten ein verfassungsmässiges Recht auf Entschädigung im Falle eines durch den Staat recht�mässig verursachten schweren Schadens direkt vor Gericht geltend machen, ohne dass allfällige Ausführungsbestimmungen auf Gesetzesstufe abgewartet werden müssen. Ein solches Recht würde in zweifacher Hinsicht einen Fortschritt im Vergleich zur jetzigen Situation bedeuten: Erstens könnten die Opfer in gewissen Fällen eine Entschädigung erhalten, in denen dies heute noch nicht möglich oder zumindest sehr unwahrscheinlich ist (z.B. bei der Beschädigung von Schaufenstern durch die Ordnungskräfte, die gegen eine gewalttätige Demonstration vorgehen). Zweitens würden die Opfer eine weitergehende Entschädigung erhalten als die beschränkte Entschädigung, die zum Teil durch besondere Gesetzesbestimmungen gewährt wird (z.B. im Bereich des Strafverfahrens). Daher die Frage:�
�
�
�
�
�
Soll in der neuen freiburgischen Verfassung ein Recht auf Entschädigung im Falle eines durch den Staat rechtmässig verursachten schweren Schadens verankert werden?�
8. Frage�
�



�
�
�
f)	Die Ausdehnung der Religionsfreiheit auf juristische Personen, die keinen reli�giösen Zweck verfolgen�
�
�
�
�
�
Die Religionsfreiheit wird nicht nur durch die EMRK, sondern auch durch die Bundesverfassung und die freiburgische Verfassung von 1857 (Art. 2) garantiert. Es handelt sich also um ein schon lange geschütztes Recht, das in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts, einer Zeit der grossen konfessionellen Spannungen zwischen Katholiken und Protestanten, ausgebaut wurde.�
�
�
�
�
�
Das Bundesgericht hat bisher immer die Meinung ver�treten, dass sich nur natürliche Personen auf die Religionsfreiheit berufen können. Juristische Personen wie z.B. Firmen können sie nicht geltend machen, weil sie kein Gewissen haben. Das Bundesgericht macht jedoch eine Ausnahme bei juristischen Personen, die selbst einen religiösen oder kirchlichen Zweck verfolgen, wie die freien Kirchen. Diese Rechtsprechung wird relativ stark kritisiert, vor allem weil sie die Tatsache nicht berücksichtigt, dass die natürlichen Personen, welche die juristische Person bilden, ein Gewissen haben, das verletzt werden kann, auch wenn an sich nur die juristische Person betroffen ist.�
�
�
�
�
�
Die Ausdehnung der Religionsfreiheit auf juristische Personen, die keinen religiösen Zweck verfolgen, ist vor allem im Zusammenhang mit der Erhebung der Kirchensteuer von Bedeutung. Die Bundesverfassung verbietet es den Kantonen, eine natürliche Person zur Bezahlung einer Kirchensteuer zu verpflichten, deren Ertrag einer Religionsgemeinschaft zukommt, der sie nicht angehört. Ein Atheist muss also die Kirchensteuer nicht bezahlen, welche die katholische Pfarrei bzw. die protestantische Kirchgemeinde erhebt, in der er lebt. Juristische Personen können sich einer solchen Steuer hingegen nicht entziehen. Sie bezahlen in der Praxis eine Kirchensteuer auf Gewinn, Kapital und Rückstellungen. Die meisten Kantone, darunter auch Freiburg, verpflichten die juristischen Personen zur Bezahlung der Kirchensteuer. Nur einige wenige Kantone, wie Genf, verzichten darauf.�
Sollen juristische Personen wie Handelsgesellschaften verpflichtet sein, Kirchen�steuern zu bezahlen?�
�
�
�
�
Falls die neue Verfassung des Kantons Freiburg innovativ sein wollte, könnte sie die Religionsfreiheit auf die juristischen Personen ausdehnen. Diese könnten somit die Kirchensteuer der Religionsgemeinschaft ihrer Wahl entrichten oder auch ganz auf die Bezahlung der Kirchensteuer verzichten. Man muss sich jedoch bewusst sein, dass die juristischen Personen in Freiburg wie auch in allen anderen Kantonen, in denen sie zur Bezahlung der Kirchensteuer verpflichtet sind, das Budget der anerkannten Kirchen zu einem erheblichen Teil finanzieren.�
�
�
�
�
�
Ein Verzicht auf diese Steuerpflicht würde die Kirchen daher in ernsthafte Schwierigkeiten bringen und könnte sie zwingen, die bei den natürlichen Personen erhobene Steuer zu erhöhen. Daher die Frage:�
�
�
�
�
�
Soll die Religionsfreiheit in der neuen freiburgischen Verfassung auf die juristischen Personen ausgedehnt werden, die keinen religiösen Zweck verfolgen?�
9. Frage�
�



�
�
�
3.3	aufnahme bereits bestehender sozialrechte, die in der geltenden Verfassung nicht zu finden sind�
�
�
�
�
�
Viele Sozialrechte werden im Kanton Freiburg bereits angewendet, obwohl sie in der geltenden Verfassung nicht aufgeführt sind. Dafür gibt es eine einfache Erklärung: Sie ergeben sich entweder direkt aus dem Bundesrecht (ins�besondere aus der am 18. April 1999 angenommenen Bundesverfassung) und/oder lassen sich vom heutigen Stand der freiburgischen Gesetzgebung in ihrer Gesamtheit ableiten. Ihre Verankerung in der neuen freiburgischen Verfassung würde daher zwar keinen neuen Schutz bringen, aber die Wirklichkeit der sozialen Leistungen des Staates besser widerspiegeln. Die entsprechenden Rechte sind eigentliche "Sozialrechte" und keine "Ziele" des Gesetz�gebers, was bedeutet, dass jeder Einzelne sie vor Gericht einklagen kann. Es handelt sich um folgende Rechte:





das Recht auf Hilfe in Notlagen


das Recht auf medizinische Betreuung


das Recht auf unentgeltlichen Rechtsschutz


das Recht auf ein schickliches Begräbnis


das Recht der Kinder und Jugendlichen auf einen besonderen Schutz ihrer Integrität





Daher die Frage:


�
Der Kanton Freiburg kennt bereits viele Sozialrechte.





























Sollen sie in der Verfassung verankert werden?�
�
Sollen diese Rechte in der neuen freiburgischen Verfassung zu verankert werden?�
10. Frage�
�



�
�
�
3.4	Aufnahme neuer Sozialrechte oder -ziele�
�
�
�
�
�
Die Aufnahme der bestehenden Sozialrechte in die neue Verfassung des Kantons Freiburg würde bereits einen Fort�schritt im Vergleich zur heutigen Situation darstellen. Falls der Verfassungsgeber aber ein wirklich schöpferisches und dynamisches Werk schaffen will, muss er vermutlich weiter gehen und neue Perspektiven eröffnen, um die sozialen Leistungen des Staates noch mehr zu hervorzu�heben. Nur auf diese Weise wird die neue Verfassung ihre Orientierungs�funktion in den kommenden Jahren voll und ganz erfüllen können.�
Die neue Verfassung könnte innovativ sein und gewisse soziale Leistungen verstärken oder ausbauen.�
�
�
�
�
Es würde zu weit gehen, hier sämtliche Bereiche aufzuzählen, in denen der Staat seine Anstrengungen zugunsten der am meisten benachteiligten Mitglieder unserer Gesellschaft verstärken sollte. Aus diesem Grund werden hier lediglich einige Möglichkeiten vorgeschlagen. Im jetzigen Zeitpunkt braucht man sich noch nicht unbedingt zu entscheiden, ob man eher den Sozialzielen oder den Sozialrechten den Vorzug geben will. Beide Lösungen sind möglich, auch wenn die zweite einige Nachteile aufweist (vgl. Ziff. 2.4). Im Folgenden wird deshalb der Begriff "Gewährung" verwendet, mit dem sich sowohl die Sozialrechte als auch die Sozialziele abdecken lassen. Es ist hingegen wichtig zu wissen, ob die Bürgerinnen und Bürger wollen, dass die öffentliche Hand in unserer Gesellschaft weiterhin solidarisch handelt oder nicht.�
�
�
�
�
�
Gestützt auf die in anderen Verfassungen getroffenen Lösungen und die Entwicklung des Grundrechtsverständ�nisses können einige Bereiche genannt werden, in denen weitergehende soziale Leistungen des Staates möglich oder wün�schens�wert sind:





die Gewährung eines Mindesteinkommens


die Gewährung einer Unterkunft


die Gewährung eines allgemeinen Zugangs zu Bildung


die Gewährung von Arbeit


die Gewährung des Berufseinstiegs für alle Jungen


die Gewährung von Ausgleichsmassnahmen für die Ungleichbehandlung gewisser Kategorien von benachteiligten Personen (z.B. Recht der Behinderten auf Zugang zu den für die Öffentlichkeit bestimmten Gebäuden)





Daher die Frage:�
�
�
�
�
�
Sollen diese neuen Sozialrechte (bzw. Ðziele) in der neuen freiburgischen Ver�fassung verankert werden?�
11. Frage�
�
�
�
�
Eines der möglichen Sozialziele der neuen Verfassung, das besondere Erwähnung verdient, ist der Schutz und die Förderung der Familien. Die vom Volk am 18. April 1999 angenommene neue Bundesverfassung sieht ausdrücklich vor, dass Familien als Gemeinschaften von Erwachsenen und Kindern geschützt und gefördert werden sollen. Die Bundesverfassung erklärt dieses Ziel zu einem Staatsziel, das der Gesetzgeber bei der Erfüllung seiner Aufgaben verwirklichen muss. Die neue Verfassung des Kantons Freiburg könnte ebenfalls ein deutliches Zeichen zugunsten der Förderung der Familie setzen, die damit ausdrücklich zu den Prioritäten des Kantons gehören würde. Der Kanton verfügt in zahlreichen Bereichen, welche die Förderung oder den Schutz der Familien direkt oder indirekt betreffen, noch über einen beträchtlichen Handlungsspielraum (Unterstützung von Krippen, Schaffung von Einrichtungen zur Betreuung von Kindern im Vorschulalter, Familienzulagen, Stipendien, Steuerpolitik, spitalexterne Krankenpflege usw.). Daher die Frage:�









Sollte die Familie nicht gefördert werden?�
�
�
�
�
Soll in der neuen freiburgi�schen Verfassung eine Bestimmung verankert werden, wonach die Familien zu schützen und zu fördern sind?�
12. Frage�
�



�
�
�
b.	DIE pflichten


�
�
1.	Begriff�
�
�
�
�
Der Ausdruck "Pflichten des Einzelnen" ist in diesem Zusammenhang nicht als Begriff zu verstehen, der juristisch genau definiert werden kann. Dies beruht darauf, dass er nicht nur eine juristische, sondern auch eine ethische und gesellschaftliche Dimension hat. Trotzdem soll hier der Versuch einer Definition gewagt werden:�
Der Begriff der�
�
�
�
�
Die Pflichten des Einzelnen sind die Aufgaben, welche die Bürgerin oder der Bürger erfüllen muss, damit der Staat funktionieren und seine Aufgaben effizient wahrnehmen kann.�
"Pflichten"�
�
�
�
�
Der Begriff der Pflichten ist eng mit demjenigen der individuellen Verantwortung verknüpft: Wenn die Bürgerinnen und Bürger nicht ein Minimum an Verantwortungssinn an den Tag legen, so bleiben die Pflichten wirkungslos. Zudem ist die Einhaltung des Grundsatzes der individuellen Verantwortung für das reibungslose Funktionieren des Staates unerlässlich: Ohne Privatinitiative und ohne Solidarität zwischen den einzelnen Mitgliedern ist eine Gemeinschaft der Grösse ihrer Aufgabe sehr rasch nicht mehr gewachsen. Sie könnte sich nicht mehr auf die wirklich Bedürftigen konzentrieren, sondern müsste für den Unterhalt von so vielen Personen aufkommen, dass sie nicht mehr wirklich effizient wäre.�
ist eng mit demjenigen der individuellen Verantwortung ver�knüpft.














Diese bezieht sich auf das Handeln, das man von einer Einzelperson gegenüber dem Staat erwarten kann.�
�
�
�
�
Alles in allem machen die Begriffe der Pflichten und der Verantwortung deutlich, dass zwischen der persönlichen Freiheit und dem gemeinsamen Interesse ein Gleichgewicht gefunden werden muss.�
�
�
�
�
�
Die "Pflichten" und die "Verantwortung" sind im Unterschied zu den Grundrechten relativ schwierig zu formulieren, wenn man die ganze ethische und gesell�schaftliche Dimension zum Ausdruck bringen will. Sie werden in einer Verfassung in der Regel an mehreren Orten untergebracht, so dass man nur bei der Lektüre des gesamten Texts eine Vorstellung von der individuellen Verantwortung und den Pflichten des Einzelnen erhält.�
�
�
�
�
�
�
�
�
2.	Die gegenwärtige Situation im freiburgischen Recht�
�
�
�
2.1	die Pflichten der geltenden verfassung�
�
�
�
�
Wie die meisten Kantonsverfassungen aus derselben Zeit legt auch die frei�burgische Verfassung von 1857, die von den liberalen Ideen des 19. Jahrhunderts geprägt ist, das Gewicht viel mehr auf die Rechte als auf die Pflichten oder die individuelle Verantwortung. Sie enthält daher weder eine Aufzählung der Pflichten des Einzelnen noch eine allgemeine Bestimmung, wonach die Bürgerinnen und Bürger ihre gesetzlichen Pflichten erfüllen müssen, noch erwähnt sie den Begriff der individuellen Verantwortung. Zu finden sind jedoch zwei besondere Pflichten:





die Steuerpflicht (Art. 15 Abs. 1)


die Militärpflicht (Art. 16)�
In der geltenden Verfassung werden die Pflichten und die Verantwortung nicht ausdrück�lich genannt, mit Ausnahme





























von zwei Pflichten.�
�
�
�
�
Es ist kein Zufall, dass gerade diese beiden Pflichten in unserer Verfassung aufgeführt sind. Die erste ist für den gesamten Staat von zentraler Bedeutung. Bei der zweiten muss man bedenken, dass der Kanton Freiburg 1857 noch über eigene Truppen verfügte und dass einer der sieben Staatsräte der "Kriegsdirektion" vorstand. Dies zeigt die Bedeutung, welche die Verteidigung damals für unseren Kanton hatte. Heute ist diese nicht mehr so wichtig, da der Bund nun für diesen Bereich zuständig ist.�
�
�



�
�
�
2.2	Erläuterungen und Kritik�
�
�
�
�
�
Die Verfassung von 1857 räumt den Pflichten und der individuellen Verantwortung keinen grossen Stellenwert ein, was sich mit der Geschichte erklären lässt.





Unsere Verfassung wurde im liberalen Kontext des 19. Jahrhunderts und im Zuge der 1830 eingeleiteten Regeneration erlassen. Aus dieser Bewegung entstanden mehrere Kantonsverfassungen, welche die Gewährleistung zahlreicher Rechte des Einzelnen gemeinsam hatten. Kurz nach der Überwindung des Ancien RŽgime und seiner Exzesse ging es darum, den Menschen in den Mittelpunkt zu stellen und ihm einen vor staatlichen Eingriffen geschützten Raum zu gewährleisten. Alle garantierten Rechte lassen sich mit tatsächlichen Verletzungen der Rechte der Bürgerinnen und Bürger durch die Behörden oder mit der sehr konkreten Gefahr willkürlichen Verhaltens des Staates erklären. Solche Verletzungen elemen�tarer Menschenrechte waren im Ancien RŽgime gang und gäbe und daher noch frisch im Gedächtnis des Verfassungsgebers von 1857. Dies erklärt, warum es vor allem darum ging, Rechte zu gewährleisten, und zwar ohne Gegenleistung: Man dachte noch nicht an die Notwendigkeit, den Bürgerinnen und Bürgern Pflich�ten aufzuerlegen und die Idee der individuellen Verantwortung zu formulieren.





Die Verfassungen der letzten 20 Jahre übergehen die Frage der Pflichten und der individuellen Verantwortung in der Regel nicht mit Stillschweigen. Die soziale Dimension des Staates, die im letzten Jahrhundert kaum von Belang war, ist seither sehr wichtig geworden: Der Staat will heute nicht nur die Rechte der einzelnen Bürgerinnen und Bürger garantieren, sondern auch zu ihrem Wohlbefinden beitragen und es ihnen ermöglichen, sich in der Gesellschaft zu entfalten (vgl. A Ziff. 1). Heute ist man jedoch allgemein der Auffassung, dass diese soziale Dimension nur dann umfassend verwirklicht werden kann, wenn die Bür�gerinnen und Bürger nicht einfach alles vom Staat erwarten, sondern ent�sprechend ihren Fähigkeiten auch ihren eigenen Beitrag leisten. Dieser äussert sich insbesondere in der Privatinitiative, die den staatlichen Massnahmen voraus�gehen muss, und in der Solidarität gegenüber den Mitmenschen. Diese Auffassung scheint eigentlich selbstverständlich zu sein, und man kann sogar sagen, dass sie zwangsläufig in der Definition des Staates und seiner Aufgaben enthalten ist, auch wenn die Gesetzestexte sie nicht ausdrücklich erwähnen. Trotzdem ist bei den in den letzten Jahren erlassenen Verfassungen immer mehr die Tendenz festzustellen, den Bürgerinnen und Bürgern nicht nur Rechte einzuräumen, sondern ihnen auch Pflichten aufzuerlegen und die individuelle Verantwortung als eine notwendige Voraussetzung für die Erfüllung der staatlichen Aufgaben zu erwähnen.





Auch die am 18. April 1999 angenommene Bundesver�fassung schreibt punktuell gewisse Pflichten fest und erwähnt ausdrücklich die individuelle und gesellschaftliche Verantwortung des Einzelnen. Viele Kantonsverfassungen umfassen ebenfalls gewisse Pflichten und/oder die Eigen�verantwortung der Bürgerinnen und Bürger sowie die Verantwortung für die Gesellschaft oder sogar für die zukünftigen Generationen (z.B. UR, AI, OW, NW, JU, BE, GL, TI, SO, BL).�












Diese Situation lässt sich mit der Geschichte erklären.�
�
�
�
�
Das freiburgische Grundgesetz bringt die heutige Auffassung, wonach die einzelnen Bürgerinnen und Bürger ebenfalls ihren Beitrag zum Leben in der Gesellschaft leisten müssen, zu wenig zum Ausdruck, sei es durch die Anerkennung von Pflichten oder einer individuellen Verantwortung. Um der heutigen Wirklichkeit des Kantons Freiburg und seiner Bevölkerung besser zu entsprechen, könnte die neue Verfassung die Bürgerinnen und Bürger in einer oder mehreren Bestimmungen an ihre Pflichten und ihre Verantwortung erinnern. Dies ist aus rechtlicher Sicht zwar nicht notwendig, doch widerspiegelt das Bild, das die Verfassung von einem Staat und seinen Einwohnerinnen und Einwohnern gibt, auch ethische Werte und eine gesellschaftliche Realität. Die Frage ist auf jeden Fall mehr politischer denn tatsächlich rechtlicher Natur.�









Die neue Verfassung muss die positive Rolle des Einzelnen gegenüber dem Staat, gemäss seinen Fähigkeiten und im Interesse aller, klar fest�legen.�
�
�
�
�
Schliesslich sind hier einige Besonderheiten im Zusammenhang mit der Verankerung von Pflichten auf Verfassungsstufe zu erwähnen:�
�
�
�
�
�
-	Es besteht keine quantitative Symmetrie zwischen den Pflichten und den Grundrechten: 5 oder 6 Pflichten, aber rund 30 Rechte.�
�
�
-	Es besteht keine qualitative Symmetrie zwischen den Pflichten und den Grundrechten: Die Rechte sind Ansprüche, die das Gericht immer durchsetzen kann, auch wenn sie vom Gesetzgeber nicht konkretisiert wurden. Die in der Verfassung aufgeführten Pflichten hingegen müssen zwangsläufig in Gesetzen definiert werden, und es müssen Strafen für die Nichterfüllung vorgesehen werden, sonst sind sie praktisch nicht anwendbar.�
�
�
-	Es kann schwierig sein, die Pflichten zu bestimmen, die es wert sind, in die Verfassung aufgenommen zu werden, und diejenigen, die es nicht wert sind.�
�
�
-	Die Grundrechte sind grundsätzlich universell (sie gelten für die gesamte Bevölkerung), während sich die Pflichten an einen kleineren Kreis richten, der je nach Pflicht ändert.�
�
�
�
�
�
Aufgrund dieser Besonderheiten wäre es wenig sinnvoll, dem Grundrechtskatalog einen eigentlichen Pflichtenkatalog gegenüberzustellen. Ein solcher Katalog ist übrigens in keiner der modernen Verfassungen zu finden, die im Allgemeinen ver�streute Bestimmungen über die Pflichten und die Verant�wortung vorziehen.�
�
�
�
�
�
�
�
�
3.	Mögliche Neuerungen�
�
�
�
�
�
3.1	punktuelle aufnahme von pflichten�
�
�
�
�
Mehrere Pflichten kommen für die Aufnahme in die Verfassung in Frage. Zu nennen sind beispielsweise die folgenden Pflichten, wobei es sich hier nicht um eine abschliessende Aufzählung handelt:





die allgemeine Pflicht, das Recht zu beachten


die Pflicht, die Grundrechte anderer zu respektieren


die Pflicht, sich nach dem Gebot von Treu und Glauben zu verhalten


die Stimmpflicht


die Steuerpflicht


die Militärpflicht


die Schulpflicht


die Pflicht, öffentliche Ämter anzunehmen (z.B. Vormund, Geschworener, Gemeinderat, Stimmenzähler usw.)�












Welche Pflichten sollen in der neuen Verfassung verankert werden?





Mit ihrer Aufnahme in die Ver�fassung erhalten sie ein grös�seres Gewicht.�
�
�
�
�
Wie bereits weiter oben erwähnt (vgl. Ziff. 2.1), ist die Steuerpflicht bereits in der geltenden Verfassung des Kantons Freiburg enthalten. Was die Militärpflicht anbelangt, ist man heute der Ansicht, dass diese einzig und allein in der Bundesverfassung vorgesehen werden sollte, da die Kantone diesbezüglich keine Befugnisse mehr haben. Die übrigen Pflichten sind für die Einwohnerinnen und Einwohner des Kantons Freiburg nicht neu, da sie mehrheitlich bereits in Gesetzen und Verordnungen zu finden sind. Mit ihrer Aufnahme in die Verfassung bekämen sie jedoch ein grösseres Gewicht als andere, weniger wichtige Pflichten, die nicht erwähnt würden. Daher die Frage:�
�
�
�
�
�
Sollen diese Pflichten in der neuen freiburgischen Verfassung verankert werden?�
13. Frage�
�
�
�
�
�
�
�
3.2	aufnahme einer bestimmung über die individuelle verantwortung�
�
�
�
�
�
Die Verantwortung des Einzelnen kann die Verantwortung gegenüber sich selbst (Eigenverantwortung), den Mitmenschen, den zukünftigen Generationen oder sogar gegenüber der Umwelt bedeuten. Alle diese Lösungen sind in den Ver�fassungen der letzten Jahre zu finden. Der Begriff der individuellen Verant�wortung kann zudem an verschiedenen Orten einer Verfassung festgeschrieben werden: Man kann eine ganz allgemeine Bestimmung im einleitenden Teil vorsehen, sich auf einen Hinweis in der Präambel beschränken oder in den Sozialzielen auf die Privat�initiative und die Subsidiarität staatlichen Handelns hinweisen usw. Es gibt also viele denkbare Möglichkeiten, falls die Erwähnung der individuellen Verantwortung für notwendig erachtet wird. Daher die Frage:�






Sollte nicht jede Person verantwortungsbewusst handeln gegenüber ihren Mitmenschen und dem Staat?








Sollte die Antwort nicht in der neuen Verfassung zu finden sein?�
�
�
�
�
Soll in der neuen frei�burgischen Verfassung eine Bestimmung über die individuelle Verantwortung verankert werden?�
14. Frage�
�
�
�
�
�
�
�
�
�
�
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